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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 
Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988 

PERSÖNLICHE STEUERPFLICHT PERSÖNLICHE STEUERPFLICHT 

§ 1. (1) bis (3)… § 1. (1) bis (3)… 
(4) Auf Antrag werden auch Staatsangehörige von Mitgliedstaaten der 

Europäischen Union oder eines Staates, auf den das Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum anzuwenden ist, als unbeschränkt steuerpflichtig 
behandelt, die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, soweit sie inländische Einkünfte im Sinne des § 98 haben. Dies 
gilt nur, wenn ihre Einkünfte im Kalenderjahr mindestens zu 90% der 
österreichischen Einkommensteuer unterliegen oder wenn die nicht der 
österreichischen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte nicht mehr als 
11 000 Euro betragen. Inländische Einkünfte, die nach einem Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung nur der Höhe nach beschränkt besteuert 
werden dürfen, gelten in diesem Zusammenhang als nicht der österreichischen 
Einkommensteuer unterliegend. Die Höhe der nicht der österreichischen 
Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte ist durch eine Bescheinigung der 
zuständigen ausländischen Abgabenbehörde nachzuweisen. Der Antrag kann bis 
zum Eintritt der Rechtskraft des Bescheides gestellt werden. 

(4) Auf Antrag werden auch Staatsangehörige von Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder eines Staates, auf den das Abkommen über den 
Europäischen Wirtschaftsraum anzuwenden ist, als unbeschränkt steuerpflichtig 
behandelt, die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt haben, soweit sie inländische Einkünfte im Sinne des § 98 haben. Dies 
gilt nur, wenn ihre Einkünfte im Kalenderjahr mindestens zu 90% der 
österreichischen Einkommensteuer unterliegen oder wenn die nicht der 
österreichischen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte nicht mehr als 
11 693 Euro betragen. Inländische Einkünfte, die nach einem Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung nur der Höhe nach beschränkt besteuert 
werden dürfen, gelten in diesem Zusammenhang als nicht der österreichischen 
Einkommensteuer unterliegend. Die Höhe der nicht der österreichischen 
Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte ist durch eine Bescheinigung der 
zuständigen ausländischen Abgabenbehörde nachzuweisen. Der Antrag kann bis 
zum Eintritt der Rechtskraft des Bescheides gestellt werden. 

Steuerbefreiungen Steuerbefreiungen 
§ 3. (1) Von der Einkommensteuer sind befreit: § 3. (1) Von der Einkommensteuer sind befreit: 

 1. bis 16c. ...  1. bis 16c. ... 
  16d. Zuschüsse des Arbeitgebers für nicht beruflich veranlasste Fahrten im 

Rahmen von Carsharing bis zu 200 Euro pro Kalenderjahr, nach 
Maßgabe folgender Bestimmungen: 

  a) Carsharing ist die Nutzung von Kraftfahrzeugen, Fahrrädern oder 
Krafträdern, die einer unbestimmten Anzahl von Fahrern auf der 
Grundlage einer Rahmenvereinbarung und einem die Energiekosten 
miteinschließenden Zeit- oder Kilometertarif oder Mischformen solcher 
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Tarife angeboten und vom Arbeitnehmer selbständig reserviert und 
genutzt werden können. 

  b) Der Zuschuss darf nur für die Nutzung von Kraftfahrzeugen, 
Fahrrädern oder Krafträdern mit einen CO2-Emissionswert von 
0 Gramm pro Kilometer gemäß § 6 
Abs. 4 Normverbrauchsabgabegesetz verwendet werden. 

  c) Der Zuschuss muss direkt an den Carsharing-Anbieter oder in Form 
von Gutscheinen geleistet werden. 

 17 bis 39. ...  17 bis 39. ... 
(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

Gewinn Gewinn 
§ 4. (1) bis (3a) … § 4. (1) bis (3a) … 
(4) Betriebsausgaben sind die Aufwendungen oder Ausgaben, die durch den 

Betrieb veranlaßt sind. Betriebsausgaben sind jedenfalls: 
(4) Betriebsausgaben sind die Aufwendungen oder Ausgaben, die durch den 

Betrieb veranlaßt sind. Betriebsausgaben sind jedenfalls: 
 1. bis 7. …  1. bis 7. … 
 8. Das Arbeitsplatzpauschale für Aufwendungen aus der betrieblichen 

Nutzung der Wohnung nach Maßgabe folgender Bestimmungen: 
 8. Das Arbeitsplatzpauschale für Aufwendungen aus der betrieblichen 

Nutzung der Wohnung nach Maßgabe folgender Bestimmungen: 
 a) ...  a) ... 
 b) Das Arbeitsplatzpauschale beträgt für ein Wirtschaftsjahr:  b) Das Arbeitsplatzpauschale beträgt für ein Wirtschaftsjahr: 
 – 1 200 Euro, wenn der Steuerpflichtige im Kalenderjahr keine 

anderen Einkünfte aus einer aktiven Erwerbstätigkeit von mehr als 
11 000 Euro erzielt, für die ihm außerhalb der Wohnung ein 
anderer Raum zur Verfügung steht. Mit diesem 
Arbeitsplatzpauschale werden sämtliche Aufwendungen, die aus 
der betrieblichen Nutzung der Wohnung entstehen, berücksichtigt. 

 – 1 200 Euro, wenn der Steuerpflichtige im Kalenderjahr keine 
anderen Einkünfte aus einer aktiven Erwerbstätigkeit von mehr als 
11 693 Euro erzielt, für die ihm außerhalb der Wohnung ein 
anderer Raum zur Verfügung steht. Mit diesem 
Arbeitsplatzpauschale werden sämtliche Aufwendungen, die aus 
der betrieblichen Nutzung der Wohnung entstehen, berücksichtigt. 

 – 300 Euro, wenn der Steuerpflichtige im Kalenderjahr andere 
Einkünfte aus einer aktiven Erwerbstätigkeit von mehr als 
11 000 Euro erzielt, für die ihm außerhalb der Wohnung ein 
anderer Raum zur Verfügung steht. Neben diesem 
Arbeitsplatzpauschale sind nur Aufwendungen und Ausgaben für 
ergonomisch geeignetes Mobiliar (insbesondere Schreibtisch, 
Drehstuhl, Beleuchtung) eines in der Wohnung eingerichteten 
Arbeitsplatzes bis zu insgesamt 300 Euro (Höchstbetrag pro 
Kalenderjahr) nach Maßgabe des § 16 Abs. 1 Z 7a lit. a zweiter und 

 – 300 Euro, wenn der Steuerpflichtige im Kalenderjahr andere 
Einkünfte aus einer aktiven Erwerbstätigkeit von mehr als 
11 693 Euro erzielt, für die ihm außerhalb der Wohnung ein 
anderer Raum zur Verfügung steht. Neben diesem 
Arbeitsplatzpauschale sind nur Aufwendungen und Ausgaben für 
ergonomisch geeignetes Mobiliar (insbesondere Schreibtisch, 
Drehstuhl, Beleuchtung) eines in der Wohnung eingerichteten 
Arbeitsplatzes bis zu insgesamt 300 Euro (Höchstbetrag pro 
Kalenderjahr) nach Maßgabe des § 16 Abs. 1 Z 7a lit. a zweiter und 
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dritter Satz abzugsfähig. Stehen derartige Ausgaben auch mit 
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit in Zusammenhang, sind 
sie zur Gänze entweder als Werbungskosten oder als 
Betriebsausgaben zu berücksichtigen; eine Aufteilung hat zu 
unterbleiben. 

dritter Satz abzugsfähig. Stehen derartige Ausgaben auch mit 
Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit in Zusammenhang, sind 
sie zur Gänze entweder als Werbungskosten oder als 
Betriebsausgaben zu berücksichtigen; eine Aufteilung hat zu 
unterbleiben. 

Bei einem Rumpfwirtschaftsjahr oder bei Wegfall einer Voraussetzung 
der lit. a ist für jeden Monat ein Zwölftel des maßgebenden 
Pauschalbetrages anzusetzen. 

Bei einem Rumpfwirtschaftsjahr oder bei Wegfall einer Voraussetzung 
der lit. a ist für jeden Monat ein Zwölftel des maßgebenden 
Pauschalbetrages anzusetzen. 

 c) ....  c) .... 
 9. …  9. … 

(5) bis (12) … (5) bis (12) … 
Durchschnittssätze Durchschnittssätze 

§ 17. (1) bis (5) … § 17. (1) bis (5) … 
(5a) Für eine Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für 

die Ermittlung des Gewinnes aus der Land- und Forstwirtschaft gelten folgende 
Grundsätze: 

(5a) Für eine Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für 
die Ermittlung des Gewinnes aus der Land- und Forstwirtschaft gelten folgende 
Grundsätze: 

 1. Die Gewinnermittlung auf Basis von Durchschnittssätzen ist nur für 
Betriebe zulässig, deren gemäß § 125 Abs. 1 der Bundesabgabenordnung 
in der Fassung vor BGBl. I Nr. 96/2020 ermittelter Einheitswert 
130 000 Euro nicht übersteigt. 

 1. Die Gewinnermittlung auf Basis von Durchschnittssätzen ist nur für 
Betriebe zulässig, deren gemäß § 125 Abs. 1 der Bundesabgabenordnung 
in der Fassung vor BGBl. I Nr. 96/2020 ermittelter Einheitswert 
165 000 Euro nicht übersteigt. 

 2. und 3. ...  2. und 3. ... 
(6) … (6) … 

Steuersätze und Steuerabsetzbeträge Steuersätze und Steuerabsetzbeträge 
§ 33. (1) Die Einkommensteuer beträgt jährlich § 33. (1) Die Einkommensteuer beträgt jährlich 

für die ersten 11 000 Euro 0% 
für Einkommensteile über 11 000 Euro bis 18 000 Euro 20% 
für Einkommensteile über 18 000 Euro bis 31 000 Euro 30% 
für Einkommensteile über 31 000 Euro bis 60 000 Euro 40% 
für Einkommensteile über 60 000 Euro bis 90 000 Euro 48% 
für Einkommensteile über 90 000 Euro 50% 

 

für die ersten 11 693 Euro 0% 
für Einkommensteile über 11 693 Euro bis 19 134 Euro 20% 
für Einkommensteile über 19 134 Euro bis 32 075 Euro 30% 
für Einkommensteile über 32 075 Euro bis 62 080 Euro 40% 
für Einkommensteile über 62 080 Euro bis 93 120 Euro 48% 
für Einkommensteile über 93 120 Euro 50% 

 

Für Einkommensteile über eine Million Euro beträgt der Steuersatz in den 
Kalenderjahren 2016 bis 2025 55%. 

Für Einkommensteile über eine Million Euro beträgt der Steuersatz in den 
Kalenderjahren 2016 bis 2025 55%. 
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 (1a) Die für die Anwendung der Steuersätze für Einkommensteile bis eine 

Million Euro festgesetzten Grenzbeträge sowie die für die Anwendung des Abs. 4, 
des Abs. 5 Z 1 bis 3, des Abs. 6 und des Abs. 8 festgesetzten Beträge unterliegen 
einer Inflationsanpassung nach Maßgabe des § 33a. Gleiches gilt für die in § 1 
Abs. 4, § 34 Abs. 4 zweiter Teilstrich, § 35 Abs. 1 dritter Teilstrich, § 42 Abs. 1 Z 3, 
§ 99 Abs. 2 Z 2 und § 102 Abs. 3 festgesetzten Beträge sowie die Einkunftsgrenzen 
des § 4 Abs. 4 Z 8 lit. b. 

(2) bis (3a) … (2) bis (3a) … 
(4) Darüber hinaus stehen folgende Absetzbeträge zu, wenn sich das Kind 

ständig in einem Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen 
Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der 
Schweiz aufhält: 

(4) Darüber hinaus stehen folgende Absetzbeträge zu, wenn sich das Kind 
ständig in einem Mitgliedstaat der EU oder Hoheitsgebiet einer anderen 
Vertragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der 
Schweiz aufhält: 

 1. Alleinverdienenden steht ein Alleinverdienerabsetzbetrag zu. Dieser 
beträgt jährlich 

 1. Alleinverdienenden steht ein Alleinverdienerabsetzbetrag zu. Dieser 
beträgt jährlich 

 – bei einem Kind (§ 106 Abs. 1) 494 Euro,  – bei einem Kind (§ 106 Abs. 1) 520 Euro, 
 – bei zwei Kindern (§ 106 Abs. 1) 669 Euro.  – bei zwei Kindern (§ 106 Abs. 1) 704 Euro. 

Dieser Betrag erhöht sich für das dritte und jedes weitere Kind (§ 106 
Abs. 1) um jeweils 220 Euro jährlich. 

Dieser Betrag erhöht sich für das dritte und jedes weitere Kind (§ 106 
Abs. 1) um jeweils 232 Euro jährlich. 

Alleinverdienende sind Steuerpflichtige mit mindestens einem Kind 
(§ 106 Abs. 1), die mehr als sechs Monate im Kalenderjahr verheiratet 
oder eingetragene Partner sind und von ihren unbeschränkt 
steuerpflichtigen Ehegatten oder eingetragenen Partnern nicht dauernd 
getrennt leben oder die mehr als sechs Monate mit einer unbeschränkt 
steuerpflichtigen Person in einer Lebensgemeinschaft leben. Für 
Steuerpflichtige im Sinne des § 1 Abs. 4 ist die unbeschränkte 
Steuerpflicht des Ehegatten oder eingetragenen Partners nicht erforderlich. 
Voraussetzung ist, dass der (Ehe-)Partner (§ 106 Abs. 3) Einkünfte von 
höchstens 6 000 Euro jährlich erzielt. Die nach § 3 Abs. 1 Z 4 lit. a, 
weiters nach § 3 Abs. 1 Z 10, 11 und 32 und auf Grund zwischenstaatlicher 
oder anderer völkerrechtlicher Vereinbarungen steuerfreien Einkünfte 
sind in diese Grenzen mit einzubeziehen. Andere steuerfreie Einkünfte 
sind nicht zu berücksichtigen. Der Alleinverdienerabsetzbetrag steht nur 
einem der (Ehe-)Partner zu. Erfüllen beide (Ehe-)Partner die 
Voraussetzungen im Sinne der vorstehenden Sätze, hat jener (Ehe-)Partner 
Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag, der die höheren Einkünfte 

Alleinverdienende sind Steuerpflichtige mit mindestens einem Kind 
(§ 106 Abs. 1), die mehr als sechs Monate im Kalenderjahr verheiratet 
oder eingetragene Partner sind und von ihren unbeschränkt 
steuerpflichtigen Ehegatten oder eingetragenen Partnern nicht dauernd 
getrennt leben oder die mehr als sechs Monate mit einer unbeschränkt 
steuerpflichtigen Person in einer Lebensgemeinschaft leben. Für 
Steuerpflichtige im Sinne des § 1 Abs. 4 ist die unbeschränkte 
Steuerpflicht des Ehegatten oder eingetragenen Partners nicht erforderlich. 
Voraussetzung ist, dass der (Ehe-)Partner (§ 106 Abs. 3) Einkünfte von 
höchstens 6 312 Euro jährlich erzielt. Die nach § 3 Abs. 1 Z 4 lit. a, 
weiters nach § 3 Abs. 1 Z 10, 11 und 32 und auf Grund zwischenstaatlicher 
oder anderer völkerrechtlicher Vereinbarungen steuerfreien Einkünfte 
sind in diese Grenzen mit einzubeziehen. Andere steuerfreie Einkünfte 
sind nicht zu berücksichtigen. Der Alleinverdienerabsetzbetrag steht nur 
einem der (Ehe-)Partner zu. Erfüllen beide (Ehe-)Partner die 
Voraussetzungen im Sinne der vorstehenden Sätze, hat jener (Ehe-)Partner 
Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag, der die höheren Einkünfte 
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im Sinne der Z 1 erzielt. Haben beide (Ehe-)Partner keine oder gleich hohe 
Einkünfte im Sinne der Z 1, steht der Absetzbetrag dem 
haushaltsführenden (Ehe-)Partner zu. 

im Sinne der Z 1 erzielt. Haben beide (Ehe-)Partner keine oder gleich hohe 
Einkünfte im Sinne der Z 1, steht der Absetzbetrag dem 
haushaltsführenden (Ehe-)Partner zu. 

 2. Alleinerziehenden steht ein Alleinerzieherabsetzbetrag zu. Dieser beträgt 
jährlich 

 2. Alleinerziehenden steht ein Alleinerzieherabsetzbetrag zu. Dieser beträgt 
jährlich 

 – bei einem Kind (§ 106 Abs. 1) 494 Euro,  – bei einem Kind (§ 106 Abs. 1) 520 Euro, 
 – bei zwei Kindern (§ 106 Abs. 1) 669 Euro.  – bei zwei Kindern (§ 106 Abs. 1) 704 Euro. 

Dieser Betrag erhöht sich für das dritte und jedes weitere Kind (§ 106 
Abs. 1) um jeweils 220 Euro jährlich. Alleinerziehende sind 
Steuerpflichtige, die mit mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 1) mehr als 
sechs Monate im Kalenderjahr nicht in einer Gemeinschaft mit einem 
(Ehe)Partner leben. 

Dieser Betrag erhöht sich für das dritte und jedes weitere Kind (§ 106 
Abs. 1) um jeweils 232 Euro jährlich. Alleinerziehende sind 
Steuerpflichtige, die mit mindestens einem Kind (§ 106 Abs. 1) mehr als 
sechs Monate im Kalenderjahr nicht in einer Gemeinschaft mit einem 
(Ehe)Partner leben. 

 3. Steuerpflichtigen, die für ein Kind den gesetzlichen Unterhalt leisten, steht 
ein Unterhaltsabsetzbetrag von 29,20 Euro monatlich zu. Dabei gilt: 

 3. Steuerpflichtigen, die für ein Kind den gesetzlichen Unterhalt leisten, steht 
ein Unterhaltsabsetzbetrag von 31 Euro monatlich zu. Dabei gilt: 

 a) Der Unterhaltsabsetzbetrag steht zu, wenn das Kind nicht dem Haushalt 
des Steuerpflichtigen zugehört (§ 2 Abs. 5 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967) und weder ihm noch seinem von 
ihm nicht dauernd getrennt lebenden (Ehe-)Partner Familienbeihilfe für 
das Kind gewährt wird. 

 a) Der Unterhaltsabsetzbetrag steht zu, wenn das Kind nicht dem Haushalt 
des Steuerpflichtigen zugehört (§ 2 Abs. 5 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967) und weder ihm noch seinem von 
ihm nicht dauernd getrennt lebenden (Ehe-)Partner Familienbeihilfe für 
das Kind gewährt wird. 

 b) Leistet ein Steuerpflichtiger für mehr als ein nicht haushaltszugehöriges 
Kind den gesetzlichen Unterhalt, steht für das zweite Kind ein 
Absetzbetrag von 43,80 Euro und für jedes weitere Kind ein 
Absetzbetrag von jeweils 58,40 Euro monatlich zu. 

 b) Leistet ein Steuerpflichtiger für mehr als ein nicht haushaltszugehöriges 
Kind den gesetzlichen Unterhalt, steht für das zweite Kind ein 
Absetzbetrag von 47 Euro und für jedes weitere Kind ein Absetzbetrag 
von jeweils 62 Euro monatlich zu. 

 c) Erfüllen mehrere Personen in Bezug auf ein Kind die Voraussetzungen 
für den Unterhaltsabsetzbetrag, steht der Absetzbetrag nur einmal zu. 

 c) Erfüllen mehrere Personen in Bezug auf ein Kind die Voraussetzungen 
für den Unterhaltsabsetzbetrag, steht der Absetzbetrag nur einmal zu. 

 d) Wird die Unterhaltsverpflichtung im Kalenderjahr nicht zur Gänze 
erfüllt, steht der Unterhaltsabsetzbetrag nur für jene Monate zu, für die 
rechnerisch die volle Unterhaltsleistung erfüllt wurde, wobei vorrangig 
die zeitlich am weitesten zurückliegende Unterhaltsverpflichtung 
getilgt wird. 

 d) Wird die Unterhaltsverpflichtung im Kalenderjahr nicht zur Gänze 
erfüllt, steht der Unterhaltsabsetzbetrag nur für jene Monate zu, für die 
rechnerisch die volle Unterhaltsleistung erfüllt wurde, wobei vorrangig 
die zeitlich am weitesten zurückliegende Unterhaltsverpflichtung 
getilgt wird. 

 e) Nachzahlungen von gesetzlichen Unterhaltsleistungen sind 
ausschließlich im Kalenderjahr der Zahlung zu berücksichtigen. 

 e) Nachzahlungen von gesetzlichen Unterhaltsleistungen sind 
ausschließlich im Kalenderjahr der Zahlung zu berücksichtigen. 

(5) Bei Einkünften aus einem bestehenden Dienstverhältnis stehen folgende 
Absetzbeträge zu: 

(5) Bei Einkünften aus einem bestehenden Dienstverhältnis stehen folgende 
Absetzbeträge zu: 
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 1. Ein Verkehrsabsetzbetrag von 400 Euro jährlich.  1. Ein Verkehrsabsetzbetrag von 421 Euro jährlich. 
 2. Bei Anspruch auf ein Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 erhöht sich 

der Verkehrsabsetzbetrag auf 690 Euro, wenn das Einkommen des 
Steuerpflichtigen 12 200 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigt. Der 
erhöhte Verkehrsabsetzbetrag vermindert sich zwischen Einkommen von 
12 200 Euro und 13 000 Euro gleichmäßig einschleifend auf 400 Euro. 

 2. Bei Anspruch auf ein Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 erhöht sich 
der Verkehrsabsetzbetrag auf 726 Euro, wenn das Einkommen des 
Steuerpflichtigen 12 835 Euro im Kalenderjahr nicht übersteigt. Der 
erhöhte Verkehrsabsetzbetrag vermindert sich zwischen Einkommen von 
12 835 Euro und 13 676 Euro gleichmäßig einschleifend auf 421 Euro. 

 3. Der Verkehrsabsetzbetrag gemäß Z 1 oder 2 erhöht sich um 650 Euro 
(Zuschlag), wenn das Einkommen des Steuerpflichtigen 16 000 Euro im 
Kalenderjahr nicht übersteigt. Der Zuschlag vermindert sich zwischen 
Einkommen von 16 000 Euro und 24 500 Euro gleichmäßig einschleifend 
auf null. 

 3. Der Verkehrsabsetzbetrag gemäß Z 1 oder 2 erhöht sich um 684 Euro 
(Zuschlag), wenn das Einkommen des Steuerpflichtigen 16 832 Euro im 
Kalenderjahr nicht übersteigt. Der Zuschlag vermindert sich zwischen 
Einkommen von 16 832 Euro und 25 774 Euro gleichmäßig einschleifend 
auf null. 

 4. …  4. … 
(6) Stehen einem Steuerpflichtigen die Absetzbeträge nach Abs. 5 nicht zu 

und erhält er Bezüge oder Vorteile im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 1 oder 2 für frühere 
Dienstverhältnisse, Pensionen und gleichartige Bezüge im Sinne des § 25 Abs. 1 
Z 3 oder Abs. 1 Z 4 bis 5, steht ein Pensionistenabsetzbetrag gemäß Z 1 und Z 2 
oder gemäß Z 3 zu. Bei Einkünften, die den Anspruch auf einen 
Pensionistenabsetzbetrag begründen, steht der Werbungskostenpauschbetrag nach 
§ 16 Abs. 3 nicht zu. Für die Berücksichtigung des Pensionistenabsetzbetrages gilt: 

(6) Stehen einem Steuerpflichtigen die Absetzbeträge nach Abs. 5 nicht zu 
und erhält er Bezüge oder Vorteile im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 1 oder 2 für frühere 
Dienstverhältnisse, Pensionen und gleichartige Bezüge im Sinne des § 25 Abs. 1 
Z 3 oder Abs. 1 Z 4 bis 5, steht ein Pensionistenabsetzbetrag gemäß Z 1 und Z 2 
oder gemäß Z 3 zu. Bei Einkünften, die den Anspruch auf einen 
Pensionistenabsetzbetrag begründen, steht der Werbungskostenpauschbetrag nach 
§ 16 Abs. 3 nicht zu. Für die Berücksichtigung des Pensionistenabsetzbetrages gilt: 

 1. Ein erhöhter Pensionistenabsetzbetrag steht zu, wenn  1. Ein erhöhter Pensionistenabsetzbetrag steht zu, wenn 
 – der Steuerpflichtige mehr als sechs Monate im Kalenderjahr verheiratet 

oder eingetragener Partner ist und vom (Ehe-)Partner nicht dauernd 
getrennt lebt, 

 – der Steuerpflichtige mehr als sechs Monate im Kalenderjahr verheiratet 
oder eingetragener Partner ist und vom (Ehe-)Partner nicht dauernd 
getrennt lebt, 

 – der (Ehe-)Partner (§ 106 Abs. 3) Einkünfte im Sinne des Abs. 4 Z 1 von 
höchstens 2 200 Euro jährlich erzielt und 

 – der (Ehe-)Partner (§ 106 Abs. 3) Einkünfte im Sinne des Abs. 4 Z 1 von 
höchstens 2 315 Euro jährlich erzielt und 

 – der Steuerpflichtige keinen Anspruch auf den 
Alleinverdienerabsetzbetrag hat. 

 – der Steuerpflichtige keinen Anspruch auf den 
Alleinverdienerabsetzbetrag hat. 

 2. Der erhöhte Pensionistenabsetzbetrag beträgt 1 214 Euro, wenn die 
laufenden Pensionseinkünfte des Steuerpflichtigen 19 930 Euro im 
Kalenderjahr nicht übersteigen. Dieser Absetzbetrag vermindert sich 
gleichmäßig einschleifend zwischen zu versteuernden laufenden 
Pensionseinkünften von 19 930 Euro und 25 500 Euro auf null. 

 2. Der erhöhte Pensionistenabsetzbetrag beträgt 1 278 Euro, wenn die 
laufenden Pensionseinkünfte des Steuerpflichtigen 20 967 Euro im 
Kalenderjahr nicht übersteigen. Dieser Absetzbetrag vermindert sich 
gleichmäßig einschleifend zwischen zu versteuernden laufenden 
Pensionseinkünften von 20 967 Euro und 26 826 Euro auf null. 

 3. Liegen die Voraussetzungen für einen erhöhten Pensionistenabsetzbetrag 
nach der Z 1 nicht vor, beträgt der Pensionistenabsetzbetrag 825 Euro. 
Dieser Absetzbetrag vermindert sich gleichmäßig einschleifend zwischen 

 3. Liegen die Voraussetzungen für einen erhöhten Pensionistenabsetzbetrag 
nach der Z 1 nicht vor, beträgt der Pensionistenabsetzbetrag 868 Euro. 
Dieser Absetzbetrag vermindert sich gleichmäßig einschleifend zwischen 
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zu versteuernden laufenden Pensionseinkünften von 17 500 Euro und 
25 500 Euro auf null. 

zu versteuernden laufenden Pensionseinkünften von 18 410 Euro und 
26 826 Euro auf null. 

(7) ... (7) ... 
(8) 1. Ergibt sich nach Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer unter null, ist 

insoweit der Alleinverdienerabsetzbetrag oder der Alleinerzieherabsetzbetrag zu 
erstatten. 

(8) 1. Ergibt sich nach Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer unter null, ist 
insoweit der Alleinverdienerabsetzbetrag oder der Alleinerzieherabsetzbetrag zu 
erstatten. 

 2. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den 
Verkehrsabsetzbetrag haben, nach Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer 
unter null, sind 55% der Werbungskosten im Sinne des § 16 Abs. 1 Z 3 
lit. a (ausgenommen Betriebsratsumlagen) und des § 16 Abs. 1 Z 4 und 
5, höchstens aber 400 Euro jährlich rückzuerstatten (SV-
Rückerstattung). Bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf ein 
Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 haben, sind höchstens 
500 Euro rückzuerstatten. Bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den 
Zuschlag gemäß Abs. 5 Z 3 haben, ist der maximale Betrag der SV-
Rückerstattung um 650 Euro zu erhöhen (SV-Bonus). 

 2. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den 
Verkehrsabsetzbetrag haben, nach Abs. 1 und 2 eine Einkommensteuer 
unter null, sind 55% der Werbungskosten im Sinne des § 16 Abs. 1 Z 3 
lit. a (ausgenommen Betriebsratsumlagen) und des § 16 Abs. 1 Z 4 und 
5, höchstens aber 421 Euro jährlich rückzuerstatten (SV-
Rückerstattung). Bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf ein 
Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 haben, sind höchstens 
526 Euro rückzuerstatten. Bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den 
Zuschlag gemäß Abs. 5 Z 3 haben, ist der maximale Betrag der SV-
Rückerstattung um 684 Euro zu erhöhen (SV-Bonus). 

 3. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den (erhöhten) 
Pensionistenabsetzbetrag haben, nach Abs. 1 und 2 eine 
Einkommensteuer unter null, sind 80% der Werbungskosten im Sinne 
des § 16 Abs. 1 Z 4, höchstens aber 550 Euro jährlich, rückzuerstatten 
(SV-Rückerstattung). Die Rückerstattung vermindert sich um 
steuerfreie Zulagen gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 lit. f. 

 3. Ergibt sich bei Steuerpflichtigen, die Anspruch auf den (erhöhten) 
Pensionistenabsetzbetrag haben, nach Abs. 1 und 2 eine 
Einkommensteuer unter null, sind 80% der Werbungskosten im Sinne 
des § 16 Abs. 1 Z 4, höchstens aber 579 Euro jährlich, rückzuerstatten 
(SV-Rückerstattung). Die Rückerstattung vermindert sich um 
steuerfreie Zulagen gemäß § 3 Abs. 1 Z 4 lit. f. 

 4. und 5. …  4. und 5. ... 
(10) bis (11) ... (10) bis (11) ... 

 Inflationsanpassung 
 § 33a. (1) Die steuerliche Mehrbelastung durch die kalte Progression (Abs. 2) 

ist nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen abzugelten. 
 (2) Als kalte Progression ist das inflationsbedingte Mehraufkommen an 

Einkommensteuer zu verstehen, das sich für das jeweilige Folgejahr als Differenz 
aus dem Steueraufkommen auf Grundlage von noch nicht nach § 33 Abs. 1a 
inflationsangepassten Beträgen und dem Steueraufkommen bei einer 
Inflationsanpassung nach Maßgabe des § 33 Abs. 1a unter Zugrundelegung einer 
gemäß Abs. 3 ermittelten positiven Inflationsrate ergibt. 
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 (3) Für die Ermittlung der Inflationsrate ist das arithmetische Mittel der für 

die Monate Juli des vorangegangenen Jahres bis Mai des laufenden Jahres sowie 
des vorläufigen Wertes für Juni des laufenden Jahres der von der Bundesanstalt 
Statistik Österreich veröffentlichten Jahresinflationsraten des 
Verbraucherpreisindexes heranzuziehen. Das arithmetische Mittel ist auf das 
Zehntel eines Prozentpunktes zu runden. 

 (4) Für jedes Kalenderjahr erfolgt eine Anpassung der Beträge gemäß § 33 
Abs. 1a im Ausmaß von zwei Dritteln der positiven Inflationsrate (Abs. 3). Die so 
ermittelten Beträge sind auf volle Euro aufzurunden. Der Bundesminister für 
Finanzen hat die für das Folgejahr angepassten Beträge jeweils bis zum 31. August 
des laufenden Kalenderjahres im Wege einer Verordnung kundzumachen. 

 (5) Zur Abgeltung der noch nicht gemäß Abs. 4 berücksichtigten 
Inflationswirkungen hat die Bundesregierung bis 15. September jeden Jahres einen 
Ministerratsbeschluss zu fassen, der im Umfang des noch nicht erfassten Volumens 
der kalten Progression Entlastungsmaßnahmen für Bezieher von Einkünften, vor 
allem im Bereich der Einkommensteuer, zum Gegenstand hat. Grundlage dafür 
bildet ein bis 31. Juli vorzulegender Progressionsbericht (Abs. 6), der auch dem 
Nationalrat vorzulegen ist. Die zuständigen Bundesminister haben 
Gesetzesvorschläge für die Entlastungsmaßnahmen auszuarbeiten, die eine 
Wirksamkeit mit 1. Jänner des folgenden Kalenderjahres vorsehen. 

 (6) Für den Progressionsbericht gilt: 
  1. Für das jeweilige Folgejahr sind darzustellen: 

  a) Die Höhe der Inflationsrate gemäß Abs. 3, 

  b) das prognostizierte Einkommensteueraufkommen auf Grundlage noch 
nicht nach § 33 Abs. 1a inflationsangepassten Beträgen, 

  c) das prognostizierte Einkommensteueraufkommen bei einer 
Inflationsanpassung nach Maßgabe des § 33 Abs. 1a sowie bei 
Inflationsanpassung des für die Anwendung des Höchststeuersatzes 
maßgebenden Grenzbetrages unter Zugrundelegung einer positiven 
Inflationsrate gemäß Abs. 3 sowie 

  d) das prognostizierte Einkommensteueraufkommen unter 
Berücksichtigung der Inflationsanpassung gemäß Abs. 4. 

 Für das prognostizierte Einkommensteueraufkommen ist die für das 
Folgejahr maßgebende Rechtslage heranzuziehen. 
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  2. Der Ermittlung des prognostizierten Einkommensteueraufkommens 

gemäß Z 1 lit. b bis d ist eine wissenschaftlich fundierte geschätzte und 
simulierte Verteilung von Einkommen und relevanter sozioökonomischer 
Charakteristika zu Grunde zu legen. 

  3. Der Bundesminister für Finanzen hat zwei wirtschaftswissenschaftliche 
Forschungsinstitute mit der Erstellung des Progressionsberichtes zu 
betrauen und in einer Verordnung nähere Regelungen für die Erstellung 
des Berichtes sowie eine durchzuführende Evaluierung vorzusehen. 

Außergewöhnliche Belastung Außergewöhnliche Belastung 
§ 34. (1) bis (3) … § 34. (1) bis (3) … 
(4) Die Belastung beeinträchtigt wesentlich die wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit, soweit sie einen vom Steuerpflichtigen von seinem 
Einkommen (§ 2 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 5) vor Abzug der 
außergewöhnlichen Belastungen zu berechnenden Selbstbehalt übersteigt. Der 
Selbstbehalt beträgt bei einem Einkommen 

(4) Die Belastung beeinträchtigt wesentlich die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit, soweit sie einen vom Steuerpflichtigen von seinem 
Einkommen (§ 2 Abs. 2 in Verbindung mit Abs. 5) vor Abzug der 
außergewöhnlichen Belastungen zu berechnenden Selbstbehalt übersteigt. Der 
Selbstbehalt beträgt bei einem Einkommen 

von höchstens 7 300 Euro 
…………………………………………………………….……. 6%. 
mehr als 7 300 Euro bis 14 600 Euro 
………………………….…………………………… 8%. 
mehr als 14 600 Euro bis 36 400 Euro 
…………………………........................................... 10%. 
mehr als 36 400 Euro 
……………………………………………..………………………... 12%. 

 

von höchstens 7 300 Euro 
…………………………………………………………….……. 6%. 
mehr als 7 300 Euro bis 14 600 Euro 
………………………….…………………………… 8%. 
mehr als 14 600 Euro bis 36 400 Euro 
…………………………........................................... 10%. 
mehr als 36 400 Euro 
……………………………………………..………………………... 12%. 

 

Der Selbstbehalt vermindert sich um je einen Prozentpunkt Der Selbstbehalt vermindert sich um je einen Prozentpunkt 
 – wenn dem Steuerpflichtigen der Alleinverdienerabsetzbetrag oder der 

Alleinerzieherabsetzbetrag zusteht 
 – wenn dem Steuerpflichtigen der Alleinverdienerabsetzbetrag oder der 

Alleinerzieherabsetzbetrag zusteht 
 – wenn dem Steuerpflichtigen kein Alleinverdiener- oder 

Alleinerzieherabsetzbetrag zusteht, er aber mehr als sechs Monate im 
Kalenderjahr verheiratet oder eingetragener Partner ist und vom (Ehe-
)Partner nicht dauernd getrennt lebt und der (Ehe-)Partner Einkünfte im 
Sinne des § 33 Abs. 4 Z 1 von höchstens 6 000 Euro jährlich erzielt 

 – wenn dem Steuerpflichtigen kein Alleinverdiener- oder 
Alleinerzieherabsetzbetrag zusteht, er aber mehr als sechs Monate im 
Kalenderjahr verheiratet oder eingetragener Partner ist und vom (Ehe-
)Partner nicht dauernd getrennt lebt und der (Ehe-)Partner Einkünfte im 
Sinne des § 33 Abs. 4 Z 1 von höchstens 6 312 Euro jährlich erzielt 

 – für jedes Kind (§ 106).  – für jedes Kind (§ 106). 
(5) bis (8) … (5) bis (8) … 
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Behinderte Behinderte 

§ 35. (1) Hat der Steuerpflichtige außergewöhnliche Belastungen § 35. (1) Hat der Steuerpflichtige außergewöhnliche Belastungen 
 – durch eine eigene körperliche oder geistige Behinderung,  – durch eine eigene körperliche oder geistige Behinderung, 
 – bei Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag durch eine 

Behinderung des (Ehe-)Partners (§ 106 Abs. 3), 
 – bei Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag durch eine 

Behinderung des (Ehe-)Partners (§ 106 Abs. 3), 
 – ohne Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag durch eine 

Behinderung des (Ehe-)Partners, wenn er mehr als sechs Monate im 
Kalenderjahr verheiratet oder eingetragener Partner ist und vom (Ehe-
)Partner nicht dauernd getrennt lebt und der (Ehe-)Partner Einkünfte im 
Sinne des § 33 Abs. 4 Z 1 von höchstens 6 000 Euro jährlich erzielt, 

 – ohne Anspruch auf den Alleinverdienerabsetzbetrag durch eine 
Behinderung des (Ehe-)Partners, wenn er mehr als sechs Monate im 
Kalenderjahr verheiratet oder eingetragener Partner ist und vom (Ehe-
)Partner nicht dauernd getrennt lebt und der (Ehe-)Partner Einkünfte im 
Sinne des § 33 Abs. 4 Z 1 von höchstens 6 312 Euro jährlich erzielt, 

 – durch eine Behinderung eines Kindes (§ 106 Abs. 1 und 2), für das keine 
erhöhte Familienbeihilfe gemäß § 8 Abs. 4 des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gewährt wird, 

 – durch eine Behinderung eines Kindes (§ 106 Abs. 1 und 2), für das keine 
erhöhte Familienbeihilfe gemäß § 8 Abs. 4 des 
Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 gewährt wird, 

und erhält weder der Steuerpflichtige noch sein (Ehe-)Partner noch sein Kind eine 
pflegebedingte Geldleistung (Pflegegeld, Pflegezulage, Blindengeld oder 
Blindenzulage), so steht ihm jeweils ein Freibetrag (Abs. 3) zu. 

und erhält weder der Steuerpflichtige noch sein (Ehe-)Partner noch sein Kind eine 
pflegebedingte Geldleistung (Pflegegeld, Pflegezulage, Blindengeld oder 
Blindenzulage), so steht ihm jeweils ein Freibetrag (Abs. 3) zu. 

(2) bis (8) ... (2) bis (8) ... 
Steuererklärungspflicht Steuererklärungspflicht 

§ 42. (1) Der unbeschränkt Steuerpflichtige hat eine Steuererklärung für das 
abgelaufene Kalenderjahr (Veranlagungszeitraum) abzugeben, wenn 

§ 42. (1) Der unbeschränkt Steuerpflichtige hat eine Steuererklärung für das 
abgelaufene Kalenderjahr (Veranlagungszeitraum) abzugeben, wenn 

 1. und 2. …  1. und 2. … 
 3. wenn das Einkommen, in dem keine lohnsteuerpflichtigen Einkünfte 

enthalten sind, mehr als 11 000 Euro betragen hat; liegen die 
Voraussetzungen des § 41 Abs. 1 Z 1, 2, 5, 6 oder 7 vor, so besteht 
Erklärungspflicht dann, wenn das zu veranlagende Einkommen mehr als 
12 000 Euro betragen hat, oder 

 3. wenn das Einkommen, in dem keine lohnsteuerpflichtigen Einkünfte 
enthalten sind, mehr als 11 693 Euro betragen hat; liegen die 
Voraussetzungen des § 41 Abs. 1 Z 1, 2, 5, 6 oder 7 vor, so besteht 
Erklärungspflicht dann, wenn das zu veranlagende Einkommen mehr als 
12 756 Euro betragen hat, oder 

 4. und 5. ...  4. und 5. ... 
Die Übermittlung der Steuererklärung hat elektronisch zu erfolgen. Ist dem 
Steuerpflichtigen die elektronische Übermittlung der Steuererklärung mangels 
technischer Voraussetzungen unzumutbar, hat die Übermittlung der 
Steuererklärung unter Verwendung des amtlichen Vordrucks zu erfolgen. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt und das Verfahren der 
elektronischen Übermittlung der Steuererklärung mit Verordnung festzulegen. In 

Die Übermittlung der Steuererklärung hat elektronisch zu erfolgen. Ist dem 
Steuerpflichtigen die elektronische Übermittlung der Steuererklärung mangels 
technischer Voraussetzungen unzumutbar, hat die Übermittlung der 
Steuererklärung unter Verwendung des amtlichen Vordrucks zu erfolgen. Der 
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den Inhalt und das Verfahren der 
elektronischen Übermittlung der Steuererklärung mit Verordnung festzulegen. In 
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der Verordnung kann vorgesehen werden, dass sich der Steuerpflichtige einer 
bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

der Verordnung kann vorgesehen werden, dass sich der Steuerpflichtige einer 
bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Übermittlungsstelle zu bedienen hat. 

(2) ... (2) ... 
Steuerabzug in besonderen Fällen Steuerabzug in besonderen Fällen 

§ 99. (1) und (1a) ... § 99. (1) und (1a) ... 
(2) 1. ... (2) 1. ... 

 2. Mit den Einnahmen (Betriebseinnahmen) unmittelbar zusammenhängende 
Ausgaben (Betriebsausgaben oder Werbungskosten) können vom vollen 
Betrag der Einnahmen (Betriebseinnahmen) abgezogen werden, wenn sie 
ein in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Staat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes ansässiger beschränkt Steuerpflichtiger 
vor dem Zufließen der Einkünfte dem Schuldner der Einkünfte schriftlich 
mitgeteilt hat. Ist der Empfänger der als Ausgaben geltend gemachten 
Beträge beschränkt steuerpflichtig und übersteigen die Ausgaben beim 
Empfänger den Betrag von 2.000 Euro, ist ein Abzug vom vollen Betrag 
der Einnahmen nicht zulässig, wenn die steuerliche Erfassung beim 
Empfänger zur inländischen Besteuerung nicht ausreichend sichergestellt 
ist. 

 2. Mit den Einnahmen (Betriebseinnahmen) unmittelbar zusammenhängende 
Ausgaben (Betriebsausgaben oder Werbungskosten) können vom vollen 
Betrag der Einnahmen (Betriebseinnahmen) abgezogen werden, wenn sie 
ein in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Staat des 
Europäischen Wirtschaftsraumes ansässiger beschränkt Steuerpflichtiger 
vor dem Zufließen der Einkünfte dem Schuldner der Einkünfte schriftlich 
mitgeteilt hat. Ist der Empfänger der als Ausgaben geltend gemachten 
Beträge beschränkt steuerpflichtig und übersteigen die Ausgaben beim 
Empfänger den Betrag von 2 126 Euro, ist ein Abzug vom vollen Betrag 
der Einnahmen nicht zulässig, wenn die steuerliche Erfassung beim 
Empfänger zur inländischen Besteuerung nicht ausreichend sichergestellt 
ist. 

(3) ... (3) ... 
Veranlagung beschränkt Steuerpflichtiger Veranlagung beschränkt Steuerpflichtiger 

§ 102. (1) und (2) … § 102. (1) und (2) … 
(3) Die Einkommensteuer ist bei beschränkt Steuerpflichtigen gemäß § 33 

Abs. 1 mit der Maßgabe zu berechnen, dass dem Einkommen ein Betrag von 
9 000 Euro hinzuzurechnen ist. Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn angesetzte 
Absetzbeträge sind zu berücksichtigen. 

(3) Die Einkommensteuer ist bei beschränkt Steuerpflichtigen gemäß § 33 
Abs. 1 mit der Maßgabe zu berechnen, dass dem Einkommen ein Betrag von 
9 567 Euro hinzuzurechnen ist. Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn angesetzte 
Absetzbeträge sind zu berücksichtigen. 

§ 124b. § 124b. 
 1. bis 411. …  1. bis 411. … 
  412. § 1 Abs. 4, § 3 Abs. 1 Z 16d, § 4 Abs. 4 Z 8 lit. b, § 33 Abs. 1, Abs. 4, 

Abs. 5, Abs. 6 und Abs. 8, § 34 Abs. 4, § 35 Abs. 1, § 42 Abs. 1 Z 3, § 99 
Abs. 2 Z 2 und § 102 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2022 sind erstmalig anzuwenden, wenn 
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  – die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für das 

Kalenderjahr 2023, 
  – die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben wird, 

für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 2022 
enden. 

  413. § 33 Abs. 1a und § 33a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xx/2022 sind erstmalig anzuwenden, wenn 

  – die Einkommensteuer veranlagt wird, bei der Veranlagung für das 
Kalenderjahr 2024, 

  – die Einkommensteuer (Lohnsteuer) durch Abzug eingehoben wird, 
für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. Dezember 2023 
enden. 

  414. § 17 Abs. 5a Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2022 
ist erstmalig bei der Veranlagung für das Kalenderjahr 2023 anzuwenden. 

Artikel 2 
Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967 

§ 41. (1) bis (4) … § 41. (1) bis (4) … 
(5) Der Beitrag beträgt 4,5 v.H. der Beitragsgrundlage. Im Kalenderjahr 2017 

beträgt der Beitrag 4,1 v.H. und ab dem Kalenderjahr 2018 3,9 v.H. der 
Beitragsgrundlage. 

(5) Der Beitrag beträgt 4,5 v.H. der Beitragsgrundlage. Im Kalenderjahr 2017 
beträgt der Beitrag 4,1 v.H. und ab dem Kalenderjahr 2018 3,9 v.H. der 
Beitragsgrundlage. Ab dem Kalenderjahr 2025 beträgt der Beitrag 3,7 v.H. der 
Beitragsgrundlage. 

(5a) Bei Unterschreitung eines oder mehrerer Zielwerte gemäß § 1a Abs. 3 
des Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetzes – AMPFG, BGBl. Nr. 315/1994, 
beträgt der Beitrag für Dienstgeber, die durchschnittlich mindestens 25 
vollversicherte (freie) Dienstnehmer/innen, ausgenommen 
Rehabilitationsgeldbezieher/innen und Lehrlinge, beschäftigen und deren 
Dienstgeberquote gemäß § 31 Abs. 14 Z 3 ASVG die für das davor liegende Jahr 
festgestellte Branchenquote gemäß § 31 Abs. 14 Z 2 ASVG erreicht oder 
überschreitet, in Bezug auf das der Feststellung der Dienstgeberquote 
nachfolgende Kalenderjahr 3,8 v.H. der Beitragsgrundlage. 

 

 (5a) In den Kalenderjahren 2023 und 2024 beträgt der Beitrag 3,7 v.H., 
soweit dies 
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 1. in einer anderen bundesgesetzlichen Vorschriften, 
 2. in einer Dienstordnung der Gebietskörperschaften, 
 3. in einer aufsichtsbehördlich genehmigten Dienst(Besoldungs)ordnung der 

Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
 4. in der vom Österreichischen Gewerkschaftsbund für seine Bediensteten 

festgelegten Arbeitsordnung, 
 5. in einem Kollektivvertrag oder einer Betriebsvereinbarung, die auf Grund 

besonderer kollektivvertraglicher Ermächtigungen abgeschlossen worden 
ist, 

 6. in einer Betriebsvereinbarung, die wegen Fehlens eines 
kollektivvertragsfähigen Vertragsteiles (§ 4 des 
Arbeitsverfassungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1974) auf der Arbeitgeberseite 
zwischen einem einzelnen Arbeitgeber und dem kollektivvertragsfähigen 
Vertragsteil auf der Arbeitnehmerseite abgeschlossen wurde, oder 

 7. innerbetrieblich für alle Arbeitnehmer oder bestimmte Gruppen von 
Arbeitnehmern 

festgelegt ist. 
(6) und (7) … (6) und (7) … 
§ 55. (1) bis (57) ... § 55. (1) bis (58) ... 

 (59) § 41 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2022 tritt 
mit dem der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft 
und ist erstmals in Bezug auf das Kalenderjahr 2025 anzuwenden. § 41 Abs. 5a in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2022 tritt mit dem der 
Kundmachung des genannten Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft, ist auf die 
Kalenderjahre 2023 und 2024 anzuwenden und tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2024 außer Kraft. 

Artikel 3 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1994 

Besteuerung der Umsätze bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben Besteuerung der Umsätze bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
§ 22. (1) Bei nichtbuchführungspflichtigen Unternehmern, deren im Rahmen 

eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes ausgeführte Umsätze 400 000 Euro 
§ 22. (1) Bei nichtbuchführungspflichtigen Unternehmern, deren im Rahmen 

eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes ausgeführte Umsätze 600 000 Euro 
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nicht übersteigen, wird die Steuer für diese Umsätze mit 10% der 
Bemessungsgrundlage festgesetzt. Soweit diese Umsätze an einen Unternehmer für 
dessen Unternehmen erbracht werden oder der ermäßigte Steuersatz nach § 10 
Abs. 3 anzuwenden ist, wird die Steuer für diese Umsätze mit 13% der 
Bemessungsgrundlage festgesetzt. Die diesen Umsätzen zuzurechnenden 
Vorsteuerbeträge werden jeweils in gleicher Höhe festgesetzt. 

nicht übersteigen, wird die Steuer für diese Umsätze mit 10% der 
Bemessungsgrundlage festgesetzt. Soweit diese Umsätze an einen Unternehmer für 
dessen Unternehmen erbracht werden oder der ermäßigte Steuersatz nach § 10 
Abs. 3 anzuwenden ist, wird die Steuer für diese Umsätze mit 13% der 
Bemessungsgrundlage festgesetzt. Die diesen Umsätzen zuzurechnenden 
Vorsteuerbeträge werden jeweils in gleicher Höhe festgesetzt. 

Die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 Z 8 bis 26, des § 11 und des § 12 Abs. 10 bis 12 
sind anzuwenden. Weiters sind Berichtigungen nach § 16 vorzunehmen, die 
Zeiträume betreffen, in denen die allgemeinen Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
Anwendung gefunden haben. 

Die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 Z 8 bis 26, des § 11 und des § 12 Abs. 10 bis 12 
sind anzuwenden. Weiters sind Berichtigungen nach § 16 vorzunehmen, die 
Zeiträume betreffen, in denen die allgemeinen Vorschriften dieses Bundesgesetzes 
Anwendung gefunden haben. 

(1a) Für die Ermittlung der Umsatzgrenze von 400 000 Euro nach Abs. 1 und 
den Zeitpunkt des Eintritts der aus Über- oder Unterschreiten der Umsatzgrenze 
resultierenden umsatzsteuerlichen Folgen ist § 125 BAO sinngemäß anzuwenden. 

(1a) Für die Ermittlung der Umsatzgrenze von 600 000 Euro nach Abs. 1 und 
den Zeitpunkt des Eintritts der aus Über- oder Unterschreiten der Umsatzgrenze 
resultierenden umsatzsteuerlichen Folgen ist § 125 BAO sinngemäß anzuwenden. 

(2) bis (6) … (2) bis (6) … 
(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 sind auch auf land- und 

forstwirtschaftliche Betriebe einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
anzuwenden, wenn die Umsätze der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 in einem der dem Veranlagungsjahr vorangegangenen drei 
Kalenderjahre 400 000 Euro nicht überstiegen haben. Wird diese Umsatzgrenze 
nicht überschritten, so gelten die Abs. 1 bis 6 nur für jene land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe, hinsichtlich welcher der nach den Grundsätzen des 
ersten Abschnittes des zweiten Teiles des Bewertungsgesetzes 1955 unter 
Berücksichtigung von Zupachtungen und Verpachtungen zum 1. Jänner eines 
Jahres ermittelte Wert der bei Unterhalten eines zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen gehörenden Betriebes selbstbewirtschafteten 
Fläche 150 000 Euro nicht übersteigt. 

(7) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 6 sind auch auf land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe einer Körperschaft des öffentlichen Rechts 
anzuwenden, wenn die Umsätze der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 in einem der dem Veranlagungsjahr vorangegangenen drei 
Kalenderjahre 600 000 Euro nicht überstiegen haben. Wird diese Umsatzgrenze 
nicht überschritten, so gelten die Abs. 1 bis 6 nur für jene land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe, hinsichtlich welcher der nach den Grundsätzen des 
ersten Abschnittes des zweiten Teiles des Bewertungsgesetzes 1955 unter 
Berücksichtigung von Zupachtungen und Verpachtungen zum 1. Jänner eines 
Jahres ermittelte Wert der bei Unterhalten eines zum land- und 
forstwirtschaftlichen Vermögen gehörenden Betriebes selbstbewirtschafteten 
Fläche 150 000 Euro nicht übersteigt. 

Allgemeine Übergangsvorschriften Allgemeine Übergangsvorschriften 
§ 28. (1) bis (58) … § 28. (1) bis (58) … 

 (59) § 22 Abs. 1, Abs. 1a und Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xx/2022 tritt mit 1. Jänner 2023 in Kraft und ist erstmals auf 
Veranlagungszeiträume anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2022 beginnen. 
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